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Synopse Vergütungsrecht 
zum Gesetz zur 

Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4.5.2021 (BGBl I, S. 882),  

mit Änderungen durch das „Reparaturgesetz“, (Gesetz vom 26.6.2022, BGBl. I S. 959) 

Aufwendungsersatz und Vergütung für Betreuer, Vormünder, Pfleger 
 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
 

Neue Fassung ab 2023 Bisherige Regelung bis 31.12.2022 Anmerkungen 

Titel 1 Vormundschaft Untertitel 5 Vergütung und Aufwendungsersatz   

§ 1808 Vergütung und Aufwendungsersatz 
(1) Die Vormundschaft wird grundsätzlich unentgeltlich geführt. 
(2) Der ehrenamtliche Vormund kann vom Mündel für seine zur Füh-
rung der Vormundschaft erforderlichen Aufwendungen Vorschuss o-
der Ersatz gemäß § 1877 oder stattdessen die Aufwandspauschale 
gemäß § 1878 verlangen; die §§ 1879 und 1880 gelten entsprechend. 
Das Familiengericht kann ihm abweichend von Absatz 1 eine ange-
messene Vergütung bewilligen. § 1876 Satz 2 gilt entsprechend. 
(3) Die Vormundschaft wird ausnahmsweise berufsmäßig geführt. Die 
Berufsmäßigkeit sowie Ansprüche des berufsmäßig tätigen Vor-
munds und des Vormundschaftsvereins auf Vergütung und Aufwen-
dungsersatz bestimmen sich nach dem Vormünder- und Betreuerver-
gütungsgesetz. 
 

§ 1836 Vergütung des Vormunds 
(1) Die Vormundschaft wird unentgeltlich geführt. … 
(2) Trifft das Gericht keine Feststellung nach Absatz 1 Satz 2, so 
kann es dem Vormund … gleichwohl eine angemessene Vergü-
tung bewilligen.... 
 
 
(1) … Sie wird ausnahmsweise entgeltlich geführt, wenn das Ge-
richt bei der Bestellung des Vormunds feststellt, dass der Vor-
mund die Vormundschaft berufsmäßig führt. Das Nähere regelt 
das Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz. 

Nach der neuen Gesetzessystematik verweist 
das Vormundschaftsrecht auf das Betreuungs-
recht, nicht wie bisher umgekehrt. 
 
Gilt über § 1813 BGB auch für Pflegschaften für 
Minderjährige. 

  



Ho
rs

t D
ein

er
t 

 

 
 

2 

Neue Fassung BGB Bisherige Regelung Anmerkungen 

Untertitel 5 Vergütung und Aufwendungsersatz  

§ 1875 Vergütung und Aufwendungsersatz 
(1) Vergütung und Aufwendungsersatz des ehrenamtlichen Betreuers 
bestimmen sich nach den Vorschriften dieses Untertitels. 
(2) Vergütung und Aufwendungsersatz des beruflichen Betreuers, des 
Betreuungsvereins, des Behördenbetreuers und der Betreuungsbe-
hörde bestimmen sich nach dem Vormünder- und Betreuervergü-
tungsgesetz. 
 

 Zu Absatz 2 siehe §§ 7 ff VBVG (2023); Verfah-
rensvorschrift § 292 FamFG 

§ 1876 Vergütung  
Dem ehrenamtlichen Betreuer steht grundsätzlich kein Anspruch auf 
Vergütung zu. Das Betreuungsgericht kann ihm abweichend von Satz 
1 eine angemessene Vergütung bewilligen, wenn 
1. der Umfang oder die Schwierigkeit der Wahrnehmung der Angele-
genheiten des Betreuten dies rechtfertigen und 
2. der Betreute nicht mittellos ist. 
 

§ 1836 Vergütung des Vormunds 
(1) Die Vormundschaft wird unentgeltlich geführt.  
(2) Trifft das Gericht keine Feststellung nach Absatz 1 Satz 2, so 
kann es dem Vormund … gleichwohl eine angemessene Vergü-
tung bewilligen, soweit der Umfang oder die Schwierigkeit der 
vormundschaftlichen Geschäfte dies rechtfertigen; dies gilt nicht, 
wenn der Mündel mittellos ist. 

Bisherige Norm über § 1908i Abs. 1 auf die Be-
treuung anwendbar. 
Verfahrensvorschrift § 292 FamFG 

§ 1877 Aufwendungsersatz 
(1) Macht der Betreuer zur Führung der Betreuung Aufwendungen, so 
kann er nach den für den Auftrag geltenden Vorschriften der §§ 669 
und 670 vom Betreuten Vorschuss oder Ersatz verlangen. Für den 
Ersatz von Fahrtkosten des Betreuers gilt die in § 5 des Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetzes für Sachverständige getroffene 
Regelung entsprechend. 
(2) Zu den Aufwendungen gehören auch die Kosten einer angemes-
senen Versicherung gegen Schäden, die 
1. dem Betreuten durch den Betreuer zugefügt werden können oder 
2. die dem Betreuer dadurch entstehen können, dass er einem Dritten 
zum Ersatz eines durch die Führung der Betreuung verursachten 
Schadens verpflichtet ist. 

§ 1835 Aufwendungsersatz 
(1) Macht der Vormund zum Zwecke der Führung der Vormund-
schaft Aufwendungen, so kann er nach den für den Auftrag gel-
tenden Vorschriften der §§ 669, 670 von dem Mündel Vorschuss 
oder Ersatz verlangen; für den Ersatz von Fahrtkosten gilt die in 
§ 5 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes für 
Sachverständige getroffene Regelung entsprechend.  
(2) Aufwendungen sind auch die Kosten einer angemessenen 
Versicherung gegen Schäden, die dem Mündel durch den Vor-
mund … zugefügt werden können oder die dem Vormund …  
dadurch entstehen können, dass er einem Dritten zum Ersatz ei-
nes durch die Führung der Vormundschaft verursachten Scha-

Verfahrensvorschrift § 292 FamFG 
 
 
Fahrtkostenersatz zum 1.1.2021 von 0,30 € auf 
0,42 €/km erhöht (§ 5 JVEG) 
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Kosten für die Haftpflichtversicherung des Halters eines Kraftfahr-
zeugs gehören nicht zu diesen Aufwendungen. 
(3) Als Aufwendungen gelten auch solche Dienste des Betreuers, die 
zu seinem Gewerbe oder Beruf gehören. 
(4) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz erlischt, wenn er nicht bin-
nen 15 Monaten nach seiner Entstehung gerichtlich geltend gemacht 
wird. Die Geltendmachung beim Betreuungsgericht gilt als Geltend-
machung gegen den Betreuten. Die Geltendmachung gegen den Be-
treuten gilt auch als Geltendmachung gegen die Staatskasse. 
(5) Das Betreuungsgericht kann eine von Absatz 4 Satz 1 abweichen-
de kürzere oder längere Frist für das Erlöschen des Anspruchs be-
stimmen sowie diese gesetzte Frist auf Antrag verlängern. Mit der 
Fristbestimmung ist über das Erlöschen des Ersatzanspruchs bei Ver-
säumung der Frist zu belehren. Der Anspruch ist innerhalb der Frist 
zu beziffern. 
 

dens verpflichtet ist; dies gilt nicht für die Kosten der Haftpflicht-
versicherung des Halters eines Kraftfahrzeugs. 
(3) Als Aufwendungen gelten auch solche Dienste des Vormunds 
…, die zu seinem Gewerbe oder seinem Beruf gehören. 
(1) Ersatzansprüche erlöschen, wenn sie nicht binnen 15 Mona-
ten nach ihrer Entstehung gerichtlich geltend gemacht werden; 
die Geltend-machung des Anspruchs beim Familiengericht gilt 
dabei auch als Geltendmachung gegenüber dem Mündel. 
(1a) Das Familiengericht kann eine von Absatz 1 Satz 3 abwei-
chende Frist von mindestens zwei Monaten bestimmen. In der 
Fristbestimmung ist über die Folgen der Versäumung der Frist zu 
belehren. Die Frist kann auf Antrag vom Familiengericht verlän-
gert werden. Der Anspruch erlischt, soweit er nicht innerhalb der 
Frist beziffert wird. 

§ 1878 Aufwandspauschale 
(1) Zur Abgeltung seines Anspruchs auf Aufwendungsersatz kann der 
Betreuer für die Führung jeder Betreuung, für die er keine Vergütung 
erhält, vom Betreuten einen pauschalen Geldbetrag verlangen (Auf-
wandspauschale). Dieser entspricht für ein Jahr dem 17fachen des-
sen, was einem Zeugen als Höchstbetrag der Entschädigung für eine 
Stunde versäumter Arbeitszeit (§ 22 des Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetzes) gewährt werden kann. Hat der Betreuer für 
solche Aufwendungen bereits Vorschuss oder Ersatz erhalten, so ver-
ringert sich die Aufwandspauschale entsprechend. 
(2) Sind mehrere Betreuer bestellt, kann jeder Betreuer den Anspruch 
auf Aufwandspauschale geltend machen. In den Fällen der Bestellung 
eines Verhinderungsbetreuers nach § 1817 Absatz 4 kann jeder Be-
treuer den Anspruch auf Aufwandspauschale nur für den Zeitraum 
geltend machen, in dem er tatsächlich tätig geworden ist. 
(3) Die Aufwandspauschale ist jährlich zu zahlen, erstmals ein Jahr 
nach Bestellung des Betreuers. Endet das Amt des Betreuers, ist die 
Aufwandspauschale anteilig nach den Monaten des bis zur Beendi-
gung des Amtes laufenden Betreuungsjahres zu zahlen; ein angefan-
gener Monat gilt als voller Monat. 

§ 1835a Aufwandsentschädigung 
(1) Zur Abgeltung seines Anspruchs auf Aufwendungsersatz 
kann der Vormund als Aufwandsentschädigung für jede Vor-
mundschaft, für die ihm keine Vergütung zusteht, einen Geldbe-
trag verlangen, der für ein Jahr dem Sechzehnfachen dessen ent-
spricht, was einem Zeugen als Höchstbetrag der Entschädigung 
für eine Stunde versäumter Arbeitszeit (§ 22 des Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetzes) gewährt werden kann (Auf-
wandsentschädigung). Hat der Vormund für solche Aufwendun-
gen bereits Vorschuss oder Ersatz erhalten, so verringert sich die 
Aufwandsentschädigung entsprechend. 
(2) Die Aufwandsentschädigung ist jährlich zu zahlen, erstmals 
ein Jahr nach Bestellung des Vormunds. 
(4) Der Anspruch auf Aufwandsentschädigung erlischt, wenn er 
nicht binnen drei Monaten nach Ablauf des Jahres, in dem der 
Anspruch entsteht, geltend gemacht wird; die Geltendmachung 
des Anspruchs beim Familiengericht gilt auch als Geltendma-
chung gegenüber dem Mündel. 
 

Jahressumme ab 1.1.2023: 425 € (2021/2022: 
400 €) 
 
Verfahrensvorschrift § 292 FamFG 
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(4) Der Anspruch erlischt, wenn er nicht binnen sechs Monaten nach 
Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist, gerichtlich 
geltend gemacht wird. § 1877 Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. Ist der Anspruch einmalig ausdrücklich gerichtlich geltend ge-
macht worden, so gilt in den Folgejahren die Einreichung des Jahres-
berichts jeweils als Antrag, es sei denn, der Betreuer verzichtet aus-
drücklich auf eine weitere Geltendmachung. 
 
§ 1879 Zahlung aus der Staatskasse 
Gilt der Betreute als mittellos im Sinne von § 1880, so kann der Be-
treuer den Vorschuss, den Aufwendungsersatz nach § 1877 oder die 
Aufwandspauschale nach § 1878 aus der Staatskasse verlangen. 
 

§ 1835 BGB 
(4) Ist der Mündel mittellos, so kann der Vormund Vorschuss und 
Ersatz aus der Staatskasse verlangen. Absatz 1 Satz 3 und Ab-
satz 1a gelten entsprechend.  
§ 1835a BGB 
(3) Ist der Mündel mittellos, so kann der Vormund die Aufwands-
entschädigung aus der Staatskasse verlangen; … 
 

Parallelvorschriften §§ 1879 BGB, §§ 2, 16 VBVG 

§ 1880 Mittellosigkeit des Betreuten 
(1) Der Betreute gilt als mittellos, wenn er den Vorschuss, den Auf-
wendungsersatz oder die Aufwandspauschale aus seinem einzuset-
zenden Vermögen nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen 
kann. 
(2) Der Betreute hat sein Vermögen nach Maßgabe des § 90 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch einzusetzen. 

§ 1836d Mittellosigkeit des Mündels 
Der Mündel gilt als mittellos, wenn er den Aufwendungsersatz o-
der die Vergütung aus seinem einzusetzenden Einkommen oder 
Vermögen 
1. nicht oder nur zum Teil oder nur in Raten oder 
2. nur im Wege gerichtlicher Geltendmachung von Unterhalts-
ansprüchen aufbringen kann. 
§ 1836c Einzusetzende Mittel des Mündels 
Der Mündel hat einzusetzen: 
1. nach Maßgabe des § 87 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch sein Einkommen, soweit es zusammen mit dem Einkommen 
seines nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartners 
die nach den §§ 82, 85 Abs. 1 und § 86 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch maßgebende Einkommensgrenze für die Hilfe 
nach dem Fünften bis Neunten Kapitel des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch übersteigt… 

Kein Einkommenseinsatz mehr. 
Freigrenze für kleines Barvermögen: 5.000 € 
nach § 1 der Verordnung zu § 90 SGB XII. 
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2. sein Vermögen nach Maßgabe des § 90 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch. 
 

§ 1881 Gesetzlicher Forderungsübergang 
Soweit die Staatskasse den Betreuer befriedigt, gehen Ansprüche 
des Betreuers gegen den Betreuten auf die Staatskasse über. Nach 
dem Tode des Betreuten haftet sein Erbe nur mit dem Wert des im 
Zeitpunkt des Erbfalls vorhandenen Nachlasses; § 102 Absatz 3 und 
4 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend, § 1880 
Absatz 2 ist auf den Erben nicht anzuwenden. 

§ 1836e Gesetzlicher Forderungsübergang 
(1) Soweit die Staatskasse den Vormund oder Gegenvormund 
befriedigt, gehen Ansprüche des Vormundes oder Gegenvor-
munds gegen den Mündel auf die Staatskasse über. Nach dem 
Tode des Mündels haftet sein Erbe nur mit dem Wert des im Zeit-
punkt des Erbfalls vorhandenen Nachlasses; § 102 Abs. 3 und 4 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend, § 
1836c findet auf den Erben keine Anwendung. 
(2) Soweit Ansprüche gemäß § 1836c Nr. 1 Satz 3 einzusetzen 
sind, findet zugunsten der Staatskasse § 850b der Zivilprozess-
ordnung keine Anwendung. 

Verfahrensvorschrift § 292a FamFG. 
 
Hinweis auf § 850b ZPO entfällt, da Wegfall der 
Einkommensheranziehung. 
 
Freibetrag nach § 102 SGB XII im Jahre 2022: 
2.694 € (jährliche Anpassung) 

 

Neue Fassung ab 2023 Bisherige Regelung bis 31.12.2022 Anmerkungen 

Titel 4 Sonstige Pflegschaft   

§ 1888 Anwendung des Betreuungsrechts 
(1) Die Vorschriften des Betreuungsrechts sind auf sonstige Pflegs-
chaften entsprechend anwendbar, soweit sich nicht aus dem Gesetz 
ein anderes ergibt. 
(2) Die Ansprüche des berufsmäßig tätigen Pflegers auf Vergütung 
und Aufwendungsersatz richten sich nach den §§ 1 bis 6 des Vormün-
der-und Betreuervergütungsgesetzes. Sofern der Pflegling nicht mit-
tellos ist, bestimmt sich die Höhe des Stundensatzes des Pflegers je-
doch nach den für die Führung der Pflegschaftsgeschäfte nutzbaren 
Fachkenntnissen des Pflegers sowie nach dem Umfang und der 
Schwierigkeit der Pflegschaftsgeschäfte. 
 

§ 1915 Anwendung des Vormundschaftsrechts 
(1) Auf die Pflegschaft finden die für die Vormundschaft geltenden 
Vorschriften entsprechende Anwendung, soweit sich nicht aus dem 
Gesetz ein anderes ergibt.  Abweichend von § 3 Abs. 1 bis 3 des 
Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes bestimmt sich die 
Höhe einer nach § 1836 Abs. 1 zu bewilligenden Vergütung nach 
den für die Führung der Pflegschaftsgeschäfte nutzbaren Fach-
kenntnissen des Pflegers sowie nach dem Umfang und der Schwie-
rigkeit der Pflegschaftsgeschäfte, sofern der Pflegling nicht mittellos 
ist. … 
 

Nach Absatz 2 ist bei „Selbstzahlern“ weiterhin 
eine abweichende Vergütungshöhe möglich, zB 
bei Nachlasspflegschaften (vgl. §§ 1960, 1962 
BGB), vgl. BGH FamRZ 2021, 1837 = Rpfleger 
2021, 648 
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Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz – VBVG 
 
 

Neue Fassung ab 2023 Bisherige Regelung ab 27.7.2019 bis 31.12.2022 Anmerkungen 

Abschnitt 1 Vergütung und Aufwendungsersatz des Vormunds   

§ 1 Berufsmäßigkeit; Vergütung und Aufwendungsersatz 
(1) Das Familiengericht stellt die Berufsmäßigkeit im Sinne von § 1808 
Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs fest, wenn dem Vormund in 
einem solchen Umfang Vormundschaften übertragen sind, dass er sie 
nur im Rahmen seiner Berufsausübung führen kann, oder wenn zu 
erwarten ist, dass ihm in absehbarer Zeit in einem solchen Umfang 
Vormundschaften übertragen sein werden. Berufsmäßigkeit liegt im 
Regelfall vor, wenn der Vormund mehr als zehn Vormundschaften 
führt oder für die Führung der Vormundschaft voraussichtlich mindes-
tens 20 Wochenstunden erforderlich sind. 
(2) Unabhängig von den Voraussetzungen nach Absatz 1 liegt Berufs-
mäßigkeit vor, wenn ein Vereinsvormund oder das Jugendamt als 
Vormund oder ein Vormundschaftsverein oder das Jugendamt als 
vorläufiger Vormund bestellt wird. 
(3) Stellt das Familiengericht die Berufsmäßigkeit nach Absatz 1 Satz 
1 fest oder liegt Berufsmäßigkeit gemäß Absatz 2 vor, kann der Vor-
mund vom Mündel Vergütung und Aufwendungsersatz nach Maß-
gabe der nachstehenden Bestimmungen verlangen. Das Gericht hat 
die Zahlung zu bewilligen. 
 

§ 1 Feststellung der Berufsmäßigkeit und Vergütungsbewilli-
gung 
(1) Das Familiengericht hat die Feststellung der Berufsmäßigkeit 
gemäß § 1836 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu tref-
fen, wenn dem Vormund in einem solchen Umfang Vormundschaf-
ten übertragen sind, dass er sie nur im Rahmen seiner Berufsaus-
übung führen kann, oder wenn zu erwarten ist, dass dem Vormund 
in absehbarer Zeit Vormundschaften in diesem Umfang übertragen 
sein werden. Berufsmäßigkeit liegt im Regelfall vor, wenn 
1.  der Vormund mehr als zehn Vormundschaften führt oder 
2.  die für die Führung der Vormundschaft erforderliche Zeit vo-
raussichtlich 20 Wochenstunden nicht unterschreitet. 
(2) Trifft das Familiengericht die Feststellung nach Absatz 1 Satz 1, 
so hat es dem Vormund oder dem Gegenvormund eine Vergütung 
zu bewilligen…. 

Gegenvormund/-betreuer entfällt ab 1.1.2023. 
 
Bisherige Bestellungen von Gegenvormün-
dern/-betreuern enden kraft Gesetzes mit Ab-
lauf des 31.12.2022 (Art. 229 § 54 Abs. 2 EG-
BGB) 

§ 2 Zahlung aus der Staatskasse und Rückgriff, Erlöschen und 
Geltendmachung der Ansprüche 
(1) Ist der Mündel mittellos im Sinne von § 1880 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs, so kann der Vormund Vergütung sowie Vorschuss oder 
Ersatz der Aufwendungen aus der Staatskasse verlangen. 
 

§ 1  
(2) … Ist der Mündel mittellos im Sinne des § 1836d des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs, so kann der Vormund die nach Satz 1 zu bewil-
ligende Vergütung aus der Staatskasse verlangen. 
 
 

Parallelvorschriften §§ 1879 BGB, §§ 2, 16 
VBVG 
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(2) Die Ansprüche auf Vergütung und Aufwendungsersatz erlöschen, 
wenn sie nicht binnen 15 Monaten nach ihrer Entstehung gerichtlich 
geltend gemacht werden. § 1877 Absatz 4 Satz 2 und 3 sowie Absatz 
5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend. 

§ 2 Erlöschen der Ansprüche 
Der Vergütungsanspruch erlischt, wenn er nicht binnen 15 Monaten 
nach seiner Entstehung beim Familiengericht geltend gemacht 
wird; die Geltendmachung des Anspruchs beim Familiengericht gilt 
dabei auch als Geltendmachung gegenüber dem Mündel. § 1835 
Abs. 1a des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend. 

§ 3 Stundensatz des Vormunds 
(1) Die dem Vormund nach § 1 Absatz 3 zu bewilligende Vergütung 
beträgt für jede Stunde der für die Führung der Vormundschaft aufge-
wandten und erforderlichen Zeit 23 Euro. Verfügt der Vormund über 
besondere Kenntnisse, die für die Führung der Vormundschaft nutz-
bar sind, so erhöht sich der Stundensatz 
1. auf 29,50 Euro, wenn diese Kenntnisse durch eine abgeschlossene 
Lehre oder eine vergleichbare abgeschlossene Ausbildung erworben 
sind; 
2. auf 39 Euro, wenn diese Kenntnisse durch eine abgeschlossene 
Ausbildung an einer Hochschule oder durch eine vergleichbare ab-
geschlossene Ausbildung erworben sind. 
Eine auf die Vergütung anfallende Umsatzsteuer wird, soweit sie nicht 
nach § 19 Absatz 1 des Umsatzsteuergesetzes unerhoben bleibt, zu-
sätzlich ersetzt. 
(2) Bestellt das Familiengericht einen Vormund, der über besondere 
Kenntnisse verfügt, die für die Führung der Vormundschaft allgemein 
nutzbar und durch eine Ausbildung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 
er-worben sind, so wird vermutet, dass diese Kenntnisse auch für die 
Führung der dem Vormund übertragenen Vormundschaft nutzbar 
sind. Dies gilt nicht, wenn das Familiengericht aus besonderen Grün-
den bei der Bestellung des Vormunds etwas anderes bestimmt. 
(3) Soweit die besondere Schwierigkeit der vormundschaftlichen An-
gelegenheiten dies ausnahmsweise rechtfertigt, kann das Familien-
gericht einen höheren als den in Absatz 1 vorgesehenen Stundensatz 
der Vergütung bewilligen. Dies gilt nicht, wenn der Mündel mittellos 
ist. 
(4) Der Vormund kann Abschlagszahlungen verlangen. 

§ 3 Stundensatz des Vormunds 
(1) Die dem Vormund nach § 1 Abs. 2 zu bewilligende Vergütung 
beträgt für jede Stunde der für die Führung der Vormundschaft auf-
gewandten und erforderlichen Zeit 23 Euro. Verfügt der Vormund 
über besondere Kenntnisse, die für die Führung der Vormundschaft 
nutzbar sind, so erhöht sich der Stundensatz 
1.  auf 29,50 Euro, wenn diese Kenntnisse durch eine abgeschlos-
sene Lehre oder eine vergleichbare abgeschlossene Ausbildung er-
worben sind; 
2.  auf 39 Euro, wenn diese Kenntnisse durch eine abgeschlossene 
Ausbildung an einer Hochschule oder durch eine vergleichbare ab-
geschlossene Ausbildung erworben sind.  
Eine auf die Vergütung anfallende Umsatzsteuer wird, soweit sie 
nicht nach § 19 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes unerhoben 
bleibt, zusätzlich ersetzt. 
(2) Bestellt das Familiengericht einen Vormund, der über beson-
dere Kenntnisse verfügt, die für die Führung der Vormundschaft all-
gemein nutzbar und durch eine Ausbildung im Sinne des Absatzes 
1 Satz 2 erworben sind, so wird vermutet, dass diese Kenntnisse 
auch für die Führung der dem Vormund übertragenen Vormund-
schaft nutzbar sind. Dies gilt nicht, wenn das Familiengericht aus 
besonderen Gründen bei der Bestellung des Vormunds etwas an-
deres bestimmt. 
(3) Soweit die besondere Schwierigkeit der vormundschaftlichen 
Geschäfte dies ausnahmsweise rechtfertigt, kann das Familienge-
richt einen höheren als den in Absatz 1 vorgesehenen Stundensatz 
der Vergütung bewilligen. Dies gilt nicht, wenn der Mündel mittellos 
ist. 
(4) Der Vormund kann Abschlagszahlungen verlangen. 

Umsatzsteuer: Vergütungen für Vormundschaf-
ten und Ergänzungspflegschaften (bisher § 
1909, ab 2023 § 1809 BGB) sind seit 2013 um-
satzsteuerfrei (§ 4 Nr. 25 Satz 3 Nr. c UStG) 
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§ 4 Aufwendungsersatz des Vormunds 
(1) Für seine anlässlich der Führung der Vormundschaft erforderli-
chen Aufwendungen kann der Berufsvormund Vorschuss oder Ersatz 
in entsprechender Anwendung des § 1877 Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs verlangen. 
(2) Für solche Dienste, die zu seinem Gewerbe oder seinem Beruf 
gehören, kann der Berufsvormund anstelle der Vergütung nach § 1 
Absatz 3 als Aufwendung Ersatz in entsprechender Anwendung des 
§ 1877 Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verlangen. 
 

§ 1835 BGB Aufwendungsersatz 
(1) Macht der Vormund zum Zwecke der Führung der Vormund-
schaft Aufwendungen, so kann er nach den für den Auftrag gelten-
den Vorschriften der §§ 669, 670 von dem Mündel Vorschuss oder 
Ersatz verlangen; für den Ersatz von Fahrtkosten gilt die in § 5 des 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes für Sachverstän-
dige getroffene Regelung entsprechend.  
(3) Als Aufwendungen gelten auch solche Dienste des Vormunds 
…, die zu seinem Gewerbe oder seinem Beruf gehören. 

Ergab sich bisher aus § 1835 BGB. Fahrtkos-
tenentschädigung (PKW): Erhöhung von 0,30 
auf 0,42 €/km ab 1.1.2021 

§ 5 Vergütung und Aufwendungsersatz für Vormundschaftsvereine 
(1) Ist ein Vereinsvormund bestellt oder führt der Verein eine Bei-
standschaft, so ist dem Verein eine Vergütung in entsprechender An-
wendung von § 3 zu bewilligen. Ist der Verein als vorläufiger Vormund 
bestellt, ist ihm eine Vergütung nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 zu be-
willigen. Zusätzlich zu der Vergütung nach Satz 1 oder Satz 2 kann 
der Verein Vorschuss oder Ersatz der Aufwendungen in entsprechen-
der Anwendung von § 1877 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
verlangen; § 4 Absatz 2 ist nicht anwendbar. Allgemeine Verwaltungs-
kosten werden nicht ersetzt. 
(2) Der Vereinsvormund selbst kann keine Vergütung und keinen Auf-
wendungsersatz geltend machen. 

 Neuregelung erforderlich. Bislang war nur die 
Bestellung des Vereines selbst zulässig (bisher 
§ 1791 BGB). Neuregelung entspricht dem 
Pendant im Betreuungsrecht (bisher § 7 VBVG, 
künftig § 13 VBVG) 

§ 6 Vergütung und Aufwendungsersatz für das Jugendamt 
(1) Dem Jugendamt als Vormund steht keine Vergütung zu. 
(2) Für seine Aufwendungen kann das Jugendamt keinen Vorschuss 
verlangen. Es kann in entsprechender Anwendung von § 1877 Absatz 
1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Ersatz nur insoweit verlangen, als 
der Mündel nicht mittellos im Sinne von § 1880 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs ist. Allgemeine Verwaltungskosten werden nicht ersetzt. 

§ 1836 BGB  
(3) Dem Jugendamt … kann keine Vergütung bewilligt werden. 
 
§ 1835 BGB  
(5) Das Jugendamt … kann als Vormund … für Aufwendungen kei-
nen Vorschuss und Ersatz nur insoweit verlangen, als das ein-zu-
setzende … Vermögen des Mündels ausreicht. Allgemeine Verwal-
tungskosten … werden nicht ersetzt. 

Für die Betreuungsbehörde als Betreuer siehe 
analoge Regelung in § 14 Abs. 3 VBVG 
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Neue Fassung ab 2023 Bisherige Regelung ab 27.7.2019 bis 31.12.2022 Anmerkungen 

Abschnitt 2 Vergütung und Aufwendungsersatz des Betreuers   

§ 7 Vergütung und Aufwendungsersatz des beruflichen Betreu-
ers 
(1) Ein beruflicher Betreuer nach § 19 Absatz 2 des Betreuungsorga-
nisationsgesetzes, der selbständig rechtliche Betreuungen führt, kann 
vom Betreuten Vergütung und Aufwendungsersatz nach Maßgabe 
der §§ 8 bis 12, 15 und 16 verlangen. 
(2) Ist ein beruflicher Betreuer nach § 19 Absatz 2 des Betreuungsor-
ganisationsgesetzes, der als Mitarbeiter eines anerkannten Betreu-
ungsvereins rechtliche Betreuungen führt, als Vereinsbetreuer be-
stellt, kann der Betreuungsverein vom Betreuten Vergütung und Auf-
wendungsersatz nach Maßgabe der §§ 8 bis 12, 15 und 16 verlangen. 
Der Vereinsbetreuer selbst kann keine Vergütung und keinen Aufwen-
dungsersatz geltend machen. 
(3) Die Bewilligung der Zahlung erfolgt durch das Betreuungsgericht 
nach § 292 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

§ 1  
(2) Trifft das Familiengericht die Feststellung nach Absatz 1 Satz 1, 
so hat es dem Vormund … eine Vergütung zu bewilligen. 
§ 7 Vergütung und Aufwendungsersatz für Betreuungsvereine 
(1) Ist ein Vereinsbetreuer bestellt, so ist dem Verein eine Vergü-
tung und Aufwendungsersatz nach § 1 Abs. 2 in Verbindung mit 
den §§ 4 bis 5a zu bewilligen. 2§ 1 Abs. 1 sowie § 1835 Abs. 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs finden keine Anwendung. 
(2) § 6 gilt entsprechend; der Verein kann im Fall von § 6 Satz 1 
Vor-schuss und Ersatz der Aufwendungen nach § 1835 Abs. 1, 1a 
und 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verlangen. § 1835 Abs. 5 Satz 
2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend. 
(3) Der Vereinsbetreuer selbst kann keine Vergütung und keinen 
Aufwendungsersatz nach diesem Gesetz oder nach den §§ 1835 
bis 1836 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geltend machen. 

Bisheriger § 1 Abs. 2 galt über § 4 VBVG auch 
für Betreuer. 

§ 8 Höhe der Vergütung; Verordnungsermächtigung 
(1) Die dem beruflichen Betreuer nach § 7 zu bewilligende Vergütung 
bestimmt sich nach monatlichen Fallpauschalen, die in den Vergü-
tungstabellen A bis C der Anlage festgelegt sind. 
(2) Die Vergütung des beruflichen Betreuers richtet sich nach 
1. Vergütungstabelle A, sofern der Betreuer weder über eine abge-
schlossene Lehre noch über eine abgeschlossene Ausbildung an ei-
ner Hochschule oder eine vergleichbare Ausbildung verfügt; 
2. Vergütungstabelle B, wenn der Betreuer über eine abgeschlossene 
Lehre oder eine vergleichbare abgeschlossene Ausbildung verfügt; 
3. Vergütungstabelle C, wenn der Betreuer über eine abgeschlossene 
Ausbildung an einer Hochschule oder eine vergleichbare abgeschlos-
sene Ausbildung verfügt. 

§ 4 Vergütung des Betreuers 
(1) Die dem Betreuer nach § 1 Absatz 2 zu bewilligende Vergütung 
bestimmt sich nach monatlichen Fallpauschalen, die in den Vergü-
tungstabellen A bis C der Anlage festgelegt sind. 
(2) Die Vergütung des Betreuers richtet sich nach Vergütungsta-
belle A, sofern der Betreuer über keine besonderen Kenntnisse ver-
fügt, die für die Führung der Betreuung nutzbar sind. 
(3) Verfügt der Betreuer über besondere Kenntnisse, die für die 
Führung der Betreuung nutzbar sind, so richtet sich die Vergütung 
1. nach Vergütungstabelle B, wenn diese Kenntnisse durch eine 
abgeschlossene Lehre oder eine vergleichbare abgeschlossene 
Ausbildung erworben sind; 
2. nach Vergütungstabelle C, wenn diese Kenntnisse durch eine 
abgeschlossene Ausbildung an einer Hochschule oder durch eine 

Vom Abdruck der (unveränderten) Tabellen-
werte wird abgesehen. 
 
§ 8 gilt für Bestandsbetreuer (§ 32 BtOG) unter 
3 Jahren erst, wenn die Sachkunde ggü der 
Stammbehörde nachgewiesen ist; solange An-
wendung des § 4 aF. 
Feststellung der Vergütungsstufe nach Abs. 3 
ist ein Justizverwaltungsakt, § 23 EGGVG. 
Rechtsmittel §§ 24, 26 EGGVG. Soweit durch 
Landesrecht keine andere Zuständigkeit festge-
legt ist (Absatz 4), entscheidet über Rechtsmit-
tel das Oberlandesgericht. 
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(3) Der Vorstand des am Sitz oder hilfsweise am Wohnsitz des beruf-
lichen Betreuers zuständigen Amtsgerichts stellt auf Antrag des Be-
treuers nach dessen Registrierung fest, nach welcher Vergütungsta-
belle sich die von diesem zu beanspruchenden Vergütungen richten. 
Die Feststellung nach Satz 1 gilt für das gerichtliche Verfahren zur 
Festsetzung der Vergütung bundesweit. Sie kann auf Antrag des be-
ruflichen Betreuers geändert werden, wenn dieser eine Änderung der 
Voraussetzungen nach Absatz 2 nachweist. Die Feststellung oder Än-
derung wirkt auf den Zeitpunkt der Antragstellung zurück. 
(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, zur sachdienlichen Er-
ledigung der Verfahren nach Absatz 3 durch Rechtsverordnung die 
Zuständigkeit anderer Gerichte abweichend von Absatz 3 Satz 1 fest-
zulegen. Die Landesregierungen können die Ermächtigung nach Satz 
1 auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 
 

vergleichbare abgeschlossene Ausbildung erworben sind. 

§ 9 Fallpauschalen 
(1) Die Höhe der Fallpauschalen nach § 8 Absatz 1 richtet sich nach 
1.  der Dauer der Betreuung, 
2. dem gewöhnlichen Aufenthaltsort des Betreuten und 
3. dem Vermögensstatus des Betreuten. 
(2) Hinsichtlich der Dauer der Betreuung wird bei der Berechnung der 
Fallpauschalen zwischen den Zeiträumen in den ersten drei Monaten 
der Betreuung, im vierten bis sechsten Monat, im siebten bis zwölften 
Monat, im 13. bis 24. Monat und ab dem 25. Monat unterschieden. 
Für die Berechnung der Monate gelten § 187 Absatz 1 und § 188 Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 
(3) Hinsichtlich des gewöhnlichen Aufenthaltsortes des Betreuten ist 
zwischen stationären Einrichtungen und diesen nach Satz 3 gleichge-
stellten ambulant betreuten Wohnformen einerseits und anderen 
Wohnformen andererseits zu unterscheiden. Im Sinne dieses Geset-
zes sind 
1. stationäre Einrichtungen: Einrichtungen, die dem Zweck dienen, 
Volljährige aufzunehmen, ihnen Wohnraum zu überlassen, sowie tat-
sächliche Betreuung oder Pflege zur Verfügung zu stellen oder vor-

§ 5 Fallpauschalen 
(1) Die Höhe der Fallpauschalen nach § 4 Absatz 1 richtet sich nach 
1.  der Dauer der Betreuung, 
2.  dem gewöhnlichen Aufenthaltsort des Betreuten und 
3.  dem Vermögensstatus des Betreuten. 
(2) Hinsichtlich der Dauer der Betreuung wird bei der Berechnung 
der Fallpauschalen zwischen den Zeiträumen in den ersten drei 
Monaten der Betreuung, im vierten bis sechsten Monat, im siebten 
bis zwölften Monat, im 13. bis 24. Monat und ab dem 25. Monat 
unterschieden. Für die Berechnung der Monate gelten § 187 Absatz 
1 und § 188 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 
Ändern sich Umstände, die sich auf die Vergütung auswirken, vor 
Ablauf eines vollen Monats, so ist die Fallpauschale zeitanteilig 
nach Tagen zu berechnen; § 187 Absatz 1, § 188 Absatz 1 und § 
191 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend. 
(3) Hinsichtlich des gewöhnlichen Aufenthaltsortes des Betreuten 
ist zwischen stationären Einrichtungen und diesen nach Satz 3 
gleichgestellten ambulant betreuten Wohnformen einerseits und 
anderen Wohnformen andererseits zu unterscheiden. Im Sinne die-
ses Gesetzes sind 

Keine Bezugnahme auf § 191 BGB („30-Tage-
Monat“) mehr in der Neufassung, keine Rege-
lung für Betreuungsbeendigungen. 
 
Bei Änderung des gewöhnlichen Aufenthaltes 
ist künftig das Ende des Abrechnungsmonats 
maßgeblich (wie bereits bisher bei der Bestim-
mung der Mittellosigkeit) 
 
Abs. 4 Satz 3 wird im Rahmen des „Korrektur-
gesetzes“ eingefügt. 
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zuhalten, und die in ihrem Bestand von Wechsel und Zahl der Bewoh-
ner unabhängig sind und entgeltlich betrieben werden; 
2. ambulant betreute Wohnformen: entgeltliche Angebote, die dem 
Zweck dienen, Volljährigen das Leben in einem gemeinsamen Haus-
halt oder einer Wohnung bei gleichzeitiger Inanspruchnahme extern 
angebotener entgeltlicher Leistungen tatsächlicher Betreuung oder 
Pflege zu ermöglichen. 
Ambulant betreute Wohnformen sind stationären Einrichtungen 
gleichgestellt, wenn die in der ambulant betreuten Wohnform extern 
angebotenen Leistungen tatsächlicher Betreuung oder Pflege als 
Rund-um-die-Uhr-Versorgung durch professionelle Betreuungs-oder 
Pflegekräfte zur Verfügung gestellt oder vorgehalten werden und der 
Anbieter der extern an-gebotenen Betreuungs- und Pflegeleistungen 
nicht frei wählbar ist. 
(4) Hinsichtlich der Bestimmung des Vermögensstatus des Betreuten 
ist entscheidend, ob am Ende des Abrechnungsmonats Mittellosigkeit 
nach § 1880 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt. Hinsichtlich der 
Bestimmung des gewöhnlichen Aufenthaltes nach Absatz 3 ist ent-
scheidend, wo der gewöhnliche Aufenthalt am Ende des Abrech-
nungsmonats liegt. Bei sonstigen Änderungen von Umständen, die 
sich auf die Vergütung auswirken und die vor Ablauf eines vollen Mo-
nats eintreten, ist die Vergütung zeitanteilig nach Tagen zu berech-
nen; § 187 Absatz 1, § 188 Absatz 1 und § 191 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs gelten entsprechend. 

 

1.  stationäre Einrichtungen: Einrichtungen, die dem Zweck dienen, 
Volljährige aufzunehmen, ihnen Wohnraum zu überlassen sowie 
tatsächliche Betreuung oder Pflege zur Verfügung zu stellen oder 
vorzuhalten, und die in ihrem Bestand von Wechsel und Zahl der 
Bewohner unabhängig sind und entgeltlich betrieben werden; 
2.  ambulant betreute Wohnformen: entgeltliche Angebote, die dem 
Zweck dienen, Volljährigen das Leben in einem gemeinsamen 
Haushalt oder einer Wohnung bei gleichzeitiger Inanspruchnahme 
extern angebotener entgeltlicher Leistungen tatsächlicher Betreu-
ung oder Pflege zu ermöglichen. 
Ambulant betreute Wohnformen sind stationären Einrichtungen 
gleichgestellt, wenn die in der ambulant betreuten Wohnform extern 
angebotenen Leistungen tatsächlicher Betreuung oder Pflege als 
Rund-um-die-Uhr-Versorgung durch professionelle Betreuungs- o-
der Pflegekräfte zur Verfügung gestellt oder vorgehalten werden 
und der Anbieter der extern angebotenen Betreuungs- und Pflege-
leistungen nicht frei wählbar ist. 
(4) Hinsichtlich der Bestimmung des Vermögensstatus des Betreu-
ten ist entscheidend, ob am Ende des Abrechnungsmonats Mittel-
losigkeit nach § 1836d des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt. 

§ 10 Gesonderte Pauschalen 
(1) Ist der Betreute nicht mittellos, wird der Betreuer mit einer zusätz-
lichen monatlichen Pauschale in Höhe von 30 Euro vergütet, wenn 
dieser die Verwaltung 
1. von Geldvermögen in Höhe von mindestens 150 000 Euro, 
2. von Wohnraum, der nicht vom Betreuten oder seinem Ehe-
gatten genutzt wird, oder 
3. eines Erwerbsgeschäfts des Betreuten 
zu besorgen hat. Die Pauschale kann geltend gemacht werden, wenn 

§ 5a Gesonderte Pauschalen 
(1) Ist der Betreute nicht mittellos, wird der Betreuer mit einer zu-
sätzlichen monatlichen Pauschale in Höhe von 30 Euro vergütet, 
wenn dieser die Verwaltung 
1.  von Geldvermögen in Höhe von mindestens 150 000 Euro, 
2.  von Wohnraum, der nicht vom Betreuten oder seinem Ehegat-
ten genutzt wird, oder 
3.  eines Erwerbsgeschäfts des Betreuten  
zu besorgen hat. Die Pauschale kann geltend gemacht werden, 
wenn einer der Fälle des Satzes 1 an mindestens einem Tag im 
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einer der Fälle des Satzes 1 an mindestens einem Tag im Abrech-
nungsmonat vorliegt. 
(2) Findet ein Wechsel von einem ehrenamtlichen zu einem berufli-
chen Betreuer statt, ist der berufliche Betreuer mit einer einmaligen 
Pauschale in Höhe von 200 Euro zu vergüten. 
(3) Findet ein Wechsel von einem beruflichen zu einem ehrenamtli-
chen Betreuer statt, ist der berufliche Betreuer mit einer einmaligen 
Pauschale in Höhe des 1,5-fachen der zum Zeitpunkt des Betreuer-
wechsels zu vergütenden Fallpauschale zu vergüten. Dies gilt auch 
dann, wenn zunächst neben dem beruflichen Betreuer ein ehrenamt-
licher Betreuer bestellt war und dieser die Betreuung allein fortführt. 
(4) Die Pauschalen nach den Absätzen 1 bis 3 können nur gemein-
sam mit einem Vergütungsantrag nach den §§ 8 und 9 geltend ge-
macht wer-den. 

Abrechnungsmonat vorliegt. 
(2) Findet ein Wechsel von einem ehrenamtlichen zu einem beruf-
lichen Betreuer statt, ist der berufliche Betreuer mit einer einmali-
gen Pauschale in Höhe von 200 Euro zu vergüten. 
(3) Findet ein Wechsel von einem beruflichen zu einem ehrenamt-
lichen Betreuer statt, ist der berufliche Betreuer mit einer einmali-
gen Pauschale in Höhe des 1,5-fachen der zum Zeitpunkt des Be-
treuerwechsels zu vergütenden Fallpauschale zu vergüten. Dies gilt 
auch dann, wenn zunächst neben dem beruflichen Betreuer ein eh-
renamtlicher Betreuer bestellt war und dieser die Betreuung allein 
fortführt. 
(4) Die Pauschalen nach den Absätzen 1 bis 3 können nur gemein-
sam mit einem Vergütungsantrag nach den §§ 4 und 5 geltend ge-
macht werden. 
 

§ 11 Aufwendungsersatz 
Die Fallpauschalen nach § 9 gelten auch Ansprüche auf Ersatz an-
lässlich der Betreuung entstandener Aufwendungen ab. Die geson-
derte Geltendmachung von Aufwendungen im Sinne des § 1877 Ab-
satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Betreuer nach § 7 Absatz 
1 bleibt unberührt. 
 

§ 5 (5)  
Die Fallpauschalen gelten auch Ansprüche auf Ersatz anlässlich 
der Betreuung entstandener Aufwendungen ab. Die gesonderte 
Geltendmachung von Aufwendungen im Sinne des § 1835 Absatz 
3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. 

 

§ 12 Sonderfälle der Betreuung 
(1) Dem Sterilisationsbetreuer nach § 1817 Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und dem Ergänzungsbetreuer nach § 1817 Absatz 5 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist eine Vergütung nach § 3 zu bewil-
ligen. Vorschuss oder Ersatz der Aufwendungen kann er in entspre-
chender Anwendung von § 1877 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs verlangen; § 4 Absatz 2 gilt entsprechend. Allgemeine Verwal-
tungskosten werden nicht ersetzt. 
(2) Dem Verhinderungsbetreuer nach § 1817 Absatz 4 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs sind die Vergütung nach § 8 in Verbindung mit § 9 
sowie die Pauschale nach § 10 Absatz 1 zu bewilligen und im Fall des 
§ 9 nach Tagen zu teilen; § 187 Absatz 1 und § 188 Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend. 

§ 6 Sonderfälle der Betreuung 
In den Fällen des § 1899 Abs. 2 und 4 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs erhält der Betreuer eine Vergütung nach § 1 Abs. 2 in Ver-
bindung mit § 3; für seine Aufwendungen kann er Vorschuss und 
Ersatz nach § 1835 des Bürgerlichen Gesetzbuchs mit Ausnahme 
der Aufwendungen im Sin-ne von § 1835 Abs. 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs beanspruchen. 
Ist im Fall des § 1899 Absatz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die 
Verhinderung tatsächlicher Art, sind die Vergütung und der Aufwen-
dungsersatz nach § 4 in Verbindung mit § 5 sowie die Pauschale 
nach § 5a Absatz 1 zu bewilligen und im Fall des § 5 nach Tagen 
zu teilen; § 187 Absatz 1 und § 188 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs gelten entsprechend. 
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§ 13 Vergütung und Aufwendungsersatz für Betreuungsvereine 
(1) Ist der Betreuungsverein nach § 1818 Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs als Betreuer bestellt, ist ihm eine Vergütung nach den 
§§ 8 bis 10 zu bewilligen, wenn der Mitarbeiter, dem die Führung der 
Betreuung gemäß § 1818 Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs übertragen worden ist, als beruflicher Betreuer registriert ist. 
Die Höhe der Vergütung richtet sich nach der aufgrund der Feststel-
lung nach § 8 Absatz 3 für den Mitarbeiter anzuwendenden Vergü-
tungstabelle. Eine Vergütung ist auch dann zu bewilligen, wenn der 
Mitarbeiter spätestens sechs Monate nach Beginn seiner Tätigkeit für 
den Betreuungsverein registriert ist. 
(2) In den Fällen des § 1817 Absatz 4 und 5 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sind dem Betreuungsverein nach Maßgabe des Absatzes 1 
Vergütung und Aufwendungsersatz nach § 12 zu bewilligen. Aufwen-
dungen im Sinne von § 1877 Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
kann der Verein nicht geltend machen. Allgemeine Verwaltungskos-
ten werden nicht ersetzt. 
 

§ 1836 (3) BGB 
 
… einem Verein kann keine Vergütung bewilligt werden. 
 
§ 1835 (5) BGB 
… ein Verein kann als Vormund … für Aufwendungen keinen Vor-
schuss und Ersatz nur insoweit verlangen, als das einzusetzende 
Einkommen und Vermögen des Mündels ausreicht. Allgemeine 
Verwaltungskosten einschließlich der Kosten nach Absatz 2 wer-
den nicht ersetzt 

Bisherige Regelung war über § 1908i BGB sinn-
gemäß auf Betreuungsvereine anzuwenden. 
Barauslagenersatz für Fahrtkosten wurden zum 
1.1.2021 von bisher 0,30 € auf 0,42 €/km erhöht 
(§ 5 VBVG). Vgl. den Verweis in § 1877 Abs. 1 
BGB) 

§ 14 Vergütung und Aufwendungsersatz für Behördenbetreuer 
und Betreuungsbehörde 
(1) Ist ein Behördenbetreuer bestellt, so kann der zuständigen Be-
hörde nur unter den in § 1876 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bestimmten Voraussetzungen eine Vergütung bewilligt werden. Für 
ihre Aufwendungen kann die Betreuungsbehörde keinen Vorschuss 
und in entsprechender Anwendung von § 1877 Absatz 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs Ersatz nur insoweit verlangen, als der Betreute 
nicht mittellos im Sinne des § 1880 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist. 
Allgemeine Verwaltungskosten werden nicht ersetzt. 
(2) Der Behördenbetreuer selbst kann keine Vergütung, keinen Vor-
schuss und keinen Aufwendungsersatz geltend machen. 
(3) Ist die Betreuungsbehörde nach § 1818 Absatz 4 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs als Betreuer bestellt, steht ihr keine Vergütung zu. Für 
die Aufwendungen der Betreuungsbehörde gilt Absatz 1 Satz 2 und 3 
entsprechend. 
(4) § 1877 Absatz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist auf Ansprüche 
der Betreuungsbehörde nicht anzuwenden. 

§ 8 Vergütung und Aufwendungsersatz für Behördenbetreuer 
(1) 1Ist ein Behördenbetreuer bestellt, so kann der zuständigen Be-
hörde eine Vergütung nach § 1836 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs bewilligt werden, soweit der Umfang oder die Schwierigkeit 
der Betreuungsgeschäfte dies rechtfertigen. 2Dies gilt nur, soweit 
eine Inanspruchnahme des Betreuten nach § 1836c des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs zulässig ist. 
(2) Unabhängig von den Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 
kann die Betreuungsbehörde Aufwendungsersatz nach § 1835 Abs. 
1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Abs. 5 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs verlangen, soweit eine Inanspruchnahme des Betreu-
ten nach § 1836c des Bürgerlichen Gesetzbuchs zulässig ist. 
(3) Für den Behördenbetreuer selbst gilt § 7 Abs. 3 entsprechend. 
 
§ 1836 (3) BGB 
Dem Jugendamt…  kann keine Vergütung bewilligt werden. 

§§ 1835 und 1836 BGB galten bislang über die 
Verweisung in § 1908i Abs. 1 BGB sinngemäß 
für die Betreuungsbehörde. 
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§ 1835 (5) BGB 
Das Jugendamt …kann als Vormund oder Gegenvormund für Auf-
wendungen keinen Vorschuss und Ersatz nur insoweit verlangen, 
als das einzusetzende Einkommen und Vermögen des Mündels 
ausreicht. 2Allgemeine Verwaltungskosten einschließlich der Kos-
ten nach Absatz 2 werden nicht ersetzt. 

§ 15 Abrechnungszeitraum für die Betreuungsvergütung 
(1) Die Vergütung kann nach Ablauf von jeweils drei Monaten für die-
sen Zeitraum geltend gemacht werden. Dies gilt nicht für die Geltend-
machung von Vergütung und Aufwendungsersatz in den Fällen der 
§§ 12 und 13 Absatz 2. 
(2) Der Betreuer kann, wenn eine Veränderung der für die Höhe der 
Vergütung maßgeblichen Kriterien des § 9 Absatz 1 Nummer 2 und 3 
nicht zu erwarten ist, die Festsetzung der Vergütung auch für zukünf-
tige Zeiträume nach § 292 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit beantragen. Für die Dauer der Festsetzung nach 
§ 292 Absatz 2 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten die 
Vergütungsansprüche als geltend gemacht nach § 16 Absatz 3. Eine 
Änderung der Kriterien des § 9 Absatz 1 hat der Betreuer unverzüglich 
mitzuteilen. 
 

§ 9 Abrechnungszeitraum für die Betreuungsvergütung 
Die Vergütung kann nach Ablauf von jeweils drei Monaten für die-
sen Zeitraum geltend gemacht werden. Dies gilt nicht für die Gel-
tendmachung von Vergütung und Aufwendungsersatz in den Fällen 
des § 6. 
 
 

„Dauervergütungsantrag“ nach neuem Recht 
nach Absatz 2, vgl. auch § 292 Abs. 2 FamFG 

§ 16 Zahlung aus der Staatskasse, Erlöschen und Geltendma-
chung der Ansprüche 
(1) Ist der Betreute mittellos im Sinne des § 1880 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, so kann der Betreuer die Vergütung sowie Vorschuss 
oder Ersatz der Aufwendungen aus der Staatskasse verlangen. 
(2) Soweit die Staatskasse den Betreuer befriedigt, gehen die Ansprü-
che des Betreuers nach Maßgabe des § 1881 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs auf die Staatskasse über. 
(3) Die Ansprüche auf Vergütung und Aufwendungsersatz erlöschen, 
wenn sie nicht binnen 15 Monaten nach ihrer Entstehung gerichtlich 
geltend gemacht werden. § 1877 Absatz 4 Satz 2 und 3 sowie Absatz 
5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend. 

§ 1 (1)  
…Ist der Mündel mittellos im Sinne des § 1836d des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, so kann der Vormund die nach Satz 1 zu bewilli-
gende Vergütung aus der Staatskasse verlangen. 
 
§ 2  
Der Vergütungsanspruch erlischt, wenn er nicht binnen 15 Monaten 
nach seiner Entstehung beim Familiengericht geltend gemacht 
wird; die Geltendmachung des Anspruchs beim Familiengericht gilt 
dabei auch als Geltendmachung gegenüber dem Mündel. § 1835 
Abs. 1a des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend. 

Parallelvorschriften §§ 1879 BGB, §§ 2, 16 
VBVG 
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Neue Fassung ab 2023 Bisherige Regelung ab 27.7.2019 bis 31.12.2022 Anmerkungen 

Abschnitt 3 Schlussvorschriften   

§ 17 Umschulung und Fortbildung von Berufsvormündern und 
beruflichen Betreuern 
(1)  Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass es einer abge-
schlossenen Lehre im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 
§ 4 Absatz 3 Nummer 1 des Vormünder- und Betreuervergütungsge-
setzes vom 21. April 2005 (BGBl. I S. 1073, 1076), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2019 (BGBl. I S. 866) geändert 
worden ist, in der bis zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung 
gleichsteht, wenn der Vormund oder Betreuer besondere Kenntnisse 
im Sinne dieser Vorschrift durch eine dem Abschluss einer Lehre ver-
gleichbare Prüfung vor einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Stelle nachgewiesen hat. Zu einer solchen Prüfung darf nur zugelas-
sen werden, wer 
1. mindestens drei Jahre lang Vormundschaften oder Betreuungen 
berufsmäßig geführt und 
2. an einer Umschulung oder Fortbildung teilgenommen hat, die be-
sondere Kenntnisse im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 2 und § 4 Absatz 
3 des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes vom 21. April 
2005 (BGBl. I S. 1073, 1076), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 22. Juni 2019 (BGBl. I S. 866) geändert worden ist, in der bis 
zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung vermittelt, welche nach 
Art und Umfang den durch eine abgeschlossene Lehre vermittelten 
vergleichbar sind. 
(2) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass es einer abge-
schlossenen Ausbildung an einer Hochschule im Sinne des § 3 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 2 und § 4 Absatz 3 Nummer 2 des Vormünder- 
und Betreuervergütungsgesetzes vom 21. April 2005 (BGBl. I S. 
1073, 1076), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 
2019 (BGBl. I S. 866) geändert worden ist, in der bis zum 31. Dezem-
ber 2022 geltenden Fassung gleichsteht, wenn der Vormund oder Be-
treuer Kenntnisse im Sinne dieser Vorschrift durch eine Prüfung vor 

§ 11 Umschulung und Fortbildung von Berufsvormündern 
(1) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass es einer abge-
schlossenen Lehre im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und § 4 
Absatz 3 Nummer 1 gleichsteht, wenn der Vormund oder Betreuer 
besondere Kenntnisse im Sinne dieser Vorschrift durch eine dem 
Abschluss einer Lehre vergleichbare Prüfung vor einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Stelle nachgewiesen hat.  
Zu einer solchen Prüfung darf nur zugelassen werden, wer 
1.  mindestens drei Jahre lang Vormundschaften oder Betreuun-
gen berufsmäßig geführt und 
2.  an einer Umschulung oder Fortbildung teilgenommen hat, die 
besondere Kenntnisse im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 4 Ab-
satz 3 vermittelt, welche nach Art und Umfang den durch eine ab-
geschlossene Lehre vermittelten vergleichbar sind. 
(2) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass es einer abge-
schlossenen Ausbildung an einer Hochschule im Sinne des § 3 Abs. 
1 Satz 2 Nr. 2 und § 4 Absatz 3 Nummer 2 gleichsteht, wenn der 
Vormund oder Betreuer Kenntnisse im Sinne dieser Vorschrift 
durch eine Prüfung vor einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Stelle nachgewiesen hat.  
Zu einer solchen Prüfung darf nur zugelassen werden, wer 
1.  mindestens fünf Jahre lang Vormundschaften oder Betreuun-
gen berufsmäßig geführt und 
2.  an einer Umschulung oder Fortbildung teilgenommen hat, die 
besondere Kenntnisse im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 4 Ab-
satz 3 vermittelt, welche nach Art und Umfang den durch eine ab-
geschlossene Ausbildung an einer Hochschule vermittelten ver-
gleichbar sind. 

Hinweis: die genannten Nachqualifizierungen 
(bis 30.6.2005 in § 2 BVormVG geregelt) finden 
derzeit nicht statt. 
 
Via § 19 Abs. 2 VBVG gelten die damaligen 
Prüfungen weiter. 
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einer staatlichen oder staatlich anerkannten Stelle nachgewiesen hat. 
Zu einer solchen Prüfung darf nur zugelassen werden, wer 
1. mindestens fünf Jahre lang Vormundschaften oder Betreuungen 
berufsmäßig geführt und 
2. an einer Umschulung oder Fortbildung teilgenommen hat, die be-
sondere Kenntnisse im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 2 und § 4 Absatz 
3 des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes vom 21. April 
2005 (BGBl. I S. 1073, 1076), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 22. Juni 2019 (BGBl. I S. 866) geändert worden ist, in der bis 
zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung vermittelt, welche nach 
Art und Umfang den durch eine abgeschlossene Ausbildung an einer 
Hochschule vermittelten vergleichbar sind. 
(3) Das Landesrecht kann weitergehende Zulassungsvoraussetzun-
gen aufstellen. Es regelt das Nähere über die an eine Umschulung 
oder Fortbildung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2 und des 
Absatzes 2 Satz 2 Nummer 2 zu stellenden Anforderungen, über Art 
und Umfang der zu erbringenden Prüfungsleistungen, über das Prü-
fungsverfahren und über die Zuständigkeiten. Das Landesrecht kann 
auch bestimmen, dass eine in einem anderen Land abgelegte Prü-
fung im Sinne dieser Vorschrift anerkannt wird. 
 

(3) Das Landesrecht kann weitergehende Zulassungsvorausset-
zungen aufstellen. Es regelt das Nähere über die an eine Umschu-
lung oder Fortbildung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2, Absat-
zes 2 Satz 2 Nr. 2 zu stellenden Anforderungen, über Art und Um-
fang der zu erbringenden Prüfungsleistungen, über das Prüfungs-
verfahren und über die Zuständigkeiten. Das Landesrecht kann 
auch bestimmen, dass eine in einem anderen Land abgelegte Prü-
fung im Sinne dieser Vorschrift anerkannt wird. 

 

Neue Fassung ab 2023 Bisherige Regelung ab 27.7.2019 bis 31.12.2022 Anmerkungen 

Abschnitt 4 Übergangsregelungen  

§ 18 Übergangsregelung 
Auf Vergütungsansprüche von Betreuern, Vormündern, Pflegern und 
Verfahrenspflegern für Leistungen, die vor dem 31. Dezember 2022 
erbracht wurden, ist das Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz 
vom 21. April 2005 (BGBl. I S. 1073, 1076), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 22. Juni 2019 (BGBl. I S. 866) geändert worden 
ist, bis zum Ende des angefangenen Abrechnungsmonats anzuwen-
den. 

§ 12 Übergangsregelungen 
Auf Vergütungsansprüche von Betreuern, Vormündern, Pflegern 
und Verfahrenspflegern für Leistungen, die vor dem 27. Juli 2019 
erbracht wurden, ist dieses Gesetz bis zum Ende des angefange-
nen Betreuungsmonats in seiner bis dahin geltenden Fassung an-
zuwenden. 
 

Jetzt „Abrechnungsmonat“ statt wie bisher missver-
ständlich „Betreuungsmonat“. 
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§ 19 Ansprüche von Betreuern, die vor Inkrafttreten des Betreu-
ungsorganisationsgesetzes bereits berufsmäßig Betreuungen 
geführt haben 
(1) Für berufliche Betreuer, die bis einschließlich 31. Dezember 2022 
seit weniger als drei Jahren berufliche Betreuungen führen, gilt § 4 
Absatz 2 bis 4 des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes vom 
21. April 2005 (BGBl. I S. 1073, 1076), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 22. Juni 2019 (BGBl. I S. 866) geändert worden ist, in 
der bis einschließlich 31. Dezember 2022 geltenden Fassung, bis sie 
ihre Sachkunde nach § 32 Absatz 2 Satz 2 des Betreuungsorganisa-
tionsgesetzes gegenüber der Stammbehörde nachgewiesen haben. 
(2) Soweit durch Landesrecht auf der Grundlage von § 11 des Vor-
münder- und Betreuervergütungsgesetzes vom 21. April 2005 (BGBl. 
I S. 1073, 1076), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. 
Juni 2019 (BGBl. I S. 866) geändert worden ist, in der bis einschließ-
lich 31. Dezember 2022 geltenden Fassung oder von § 2 des Berufs-
vormündervergütungsgesetzes vom 25. Juni 1998 (BGBl. I S. 1580, 
1586), das zuletzt durch Artikel 29 des Gesetzes vom 13. Dezember 
2001 (BGBl. I s. 3574) geändert worden ist, in der bis einschließlich 
30. Juni 2005 geltenden Fassung, Prüfungsleistungen mit Abschlüs-
sen gleichgestellt sind, sind die Prüfungsleistungen bei der Feststel-
lung, nach welcher Vergütungstabelle sich die Vergütung richtet, im 
Verfahren nach § 8 Absatz 2 und 3 entsprechend zu Grunde zu legen. 
 

 Altes Vergütungsrecht (§ 4 VBVG aF statt § 8 
VBVG neu) gilt für Betreuer, die zwischen dem 
1.1.2020 und dem 31.12.2022 die berufliche 
Betreuertätigkeit begonnen haben, bis diese die 
Sachkunde im Rahmen der Registrierung (§§ 
23 ff BtOG) nachgewiesen haben. 
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Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FamFG) 
 

Neue Fassung ab 2023 Bisherige Regelung bis 31.12.2022 Anmerkungen 

  

§ 168d Verfahren zur Festsetzung von Zahlungen 
Für das Verfahren zur Festsetzung von Zahlungen an den Vormund 
ist § 292 Absatz 1 und Absatz 3 bis 6 entsprechend anzuwenden. 
 

 Verweisvorschrift aufgrund der Verlagerung 
des Vergütungsfestsetzungsverfahrens in § 
292 FamFG 

§ 168f Pflegschaft für Minderjährige 
Auf die Pflegschaft für Minderjährige sind die für die Vormundschaft 
geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden. … 
 

§ 168 FamFG 
(5) Auf die Pflegschaft sind die Absätze 1 bis 4 entsprechend anzu-
wenden. 

Es fehlt im neuen Recht der Verweis für sons-
tige Pflegschjaften. 

§ 277 Vergütung und Aufwendungsersatz des Verfahrenspfle-
gers 
(1) Die Verfahrenspflegschaft wird unentgeltlich geführt. Der Verfah-
renspfleger erhält Ersatz seiner Aufwendungen nach § 1877 Absatz 
1 bis 2 und 4 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Vorschuss kann 
nicht verlangt werden. 
(2) Wird die Verfahrenspflegschaft ausnahmsweise berufsmäßig ge-
führt, ist dies in der Bestellung festzustellen. Die Ansprüche des be-
rufsmäßig tätigen Verfahrenspflegers auf Vergütung und Aufwen-
dungsersatz richten sich nach § 2 Absatz 2 Satz 1 und den §§ 3 bis 5 
des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes. 
(3) Anstelle des Aufwendungsersatzes und der Vergütung nach Ab-
satz 2 kann das Gericht dem Verfahrenspfleger eine Pauschale zubil-
ligen, wenn die für die Führung der Pflegschaftsgeschäfte erforderli-
che Zeit vorhersehbar und ihre Ausschöpfung durch den Verfahrens-
pfleger gewährleistet ist. Bei der Bemessung des Geldbetrags ist die 
voraussichtlich erforderliche Zeit mit den in § 3 Absatz 1 des Vormün-
der- und Betreuervergütungsgesetzes bestimmten Stundensätzen 

§ 277 Vergütung und Aufwendungsersatz des Verfahrenspfle-
gers 
(1) Der Verfahrenspfleger erhält Ersatz seiner Aufwendungen nach 
§ 1835 Abs. 1 bis 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Vorschuss kann 
nicht verlangt werden. Eine Behörde oder ein Verein erhält als Ver-
fahrenspfleger keinen Aufwendungsersatz. 
(2) § 1836 Abs. 1 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entspre-
chend. Wird die Verfahrenspflegschaft ausnahmsweise berufsmä-
ßig geführt, erhält der Verfahrenspfleger neben den Aufwendungen 
nach Absatz 1 eine Vergütung in entsprechender Anwendung der 
§§ 1, 2 und 3 Abs. 1 und 2 des Vormünder- und Betreuervergü-
tungsgesetzes. 
(3) Anstelle des Aufwendungsersatzes und der Vergütung nach den 
Absätzen 1 und 2 kann das Gericht dem Verfahrenspfleger einen 
festen Geldbetrag zubilligen, wenn die für die Führung der Pflegs-
chaftsgeschäfte erforderliche Zeit vorhersehbar und ihre Ausschöp-
fung durch den Verfahrenspfleger gewährleistet ist. Bei der Bemes-
sung des Geldbetrags ist die voraussichtlich erforderliche Zeit mit 

Aufgaben des Verfahrenspflegers werden kon-
kretisiert (§ 276 Abs. 3 FamFG). Das kann sich 
auf die Vergütung auswirken. 
 
Verweis in § 318 FamFG (Verfahrenspfleger im 
Unterbringungsverfahren) bleibt unverändert. 
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zuzüglich einer Aufwandspauschale von 4 Euro je veranschlagter 
Stunde zu vergüten. In diesem Fall braucht der Verfahrenspfleger die 
von ihm aufgewandte Zeit und eingesetzten Mittel nicht nachzuwei-
sen; weitergehende Aufwendungsersatz- und Vergütungsansprüche 
stehen ihm nicht zu. 
(4) Der Aufwendungsersatz und die Vergütung des Verfahrenspfle-
gers sind stets aus der Staatskasse zu zahlen. § 292 Absatz 1 und 5 
ist entsprechend anzuwenden. 
 

den in § 3 Abs. 1 des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes 
bestimmten Stundensätzen zuzüglich einer Aufwandspauschale 
von 4 Euro je veranschlagter Stunde zu vergüten. In diesem Fall 
braucht der Verfahrenspfleger die von ihm aufgewandte Zeit und 
eingesetzten Mittel nicht nachzuweisen; weitergehende Aufwen-
dungsersatz- und Vergütungsansprüche stehen ihm nicht zu. 
(4) Ist ein Mitarbeiter eines anerkannten Betreuungsvereins als Ver-
fahrenspfleger bestellt, stehen der Aufwendungsersatz und die Ver-
gütung nach den Absätzen 1 bis 3 dem Verein zu. § 7 Abs. 1 Satz 
2 und Abs. 3 des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes so-
wie § 1835 Abs. 5 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten ent-
sprechend. Ist ein Bediensteter der Betreuungsbehörde als Verfah-
renspfleger für das Verfahren bestellt, erhält die Betreuungsbe-
hörde keinen Aufwendungsersatz und keine Vergütung. 
(5) Der Aufwendungsersatz und die Vergütung des Verfahrenspfle-
gers sind stets aus der Staatskasse zu zahlen. Im Übrigen gilt § 168 
Abs. 1 entsprechend. 
 

§ 292 Zahlungen an den Betreuer; Verordnungsermächtigung 
(1) Das Gericht setzt auf Antrag des Betreuers oder des Betroffenen 
oder nach eigenem Ermessen durch Beschluss fest: 
1. einen dem Betreuer zu zahlenden Vorschuss, den ihm zu leisten-
den Ersatz von Aufwendungen oder die Aufwandspauschale, soweit 
der Betreuer die Zahlungen aus der Staatskasse verlangen kann (§ 
1879 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder ihm die Vermögenssorge 
nicht übertragen wurde; 
2. eine dem ehrenamtlichen Betreuer zu bewilligende Vergütung oder 
Abschlagszahlung (§ 1876 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder 
3. eine dem beruflichen Betreuer oder dem Betreuungsverein zu be-
willigende Vergütung nach dem Vormünder- und Betreuervergütungs-
gesetz. 
(2) Das Gericht kann eine nach Absatz 1 Nummer 3 zu bewilligende 
Vergütung auf Antrag des Betreuers oder des Betreuungsvereins 
auch für zukünftige Zeiträume durch Beschluss festsetzen, wenn die 
Voraussetzungen des § 15 Absatz 2 Satz 1 des Vormünder- und Be-
treuervergütungsgesetzes vorliegen. Die Auszahlung der Vergütung 

§ 168 Beschluss über Zahlungen des Mündels 
(1) Das Gericht setzt durch Beschluss fest, wenn der Vormund, Ge-
genvormund oder Mündel die gerichtliche Festsetzung beantragt o-
der das Gericht sie für angemessen hält: 
1. Vorschuss, Ersatz von Aufwendungen, Aufwandsentschädigung, 
soweit der Vormund oder Gegenvormund sie aus der Staatskasse 
verlangen kann (§ 1835 Abs. 4 und § 1835a Abs. 3 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs) oder ihm nicht die Vermögenssorge übertragen 
wurde; 
2. eine dem Vormund oder Gegenvormund zu bewilligende Vergü-
tung oder Abschlagszahlung (§ 1836 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs). 
… Erfolgt keine Festsetzung nach Satz 1 und richten sich die in 
Satz 1 bezeichneten Ansprüche gegen die Staatskasse, gelten die 
Vorschriften über das Verfahren bei der Entschädigung von Zeugen 
hinsichtlich ihrer baren Auslagen sinngemäß. 
(2) In dem Antrag sollen die persönlichen und wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Mündels dargestellt werden. § 118 Abs. 2 Satz 1 und 

§ 292 Abs. 2 FamFG lässt Dauerauszahlungen 
der Vergütung zu. 
§ 292 Abs. 1 sowie Abs. 3-6 gelten auch für Vor-
mundschaften und Pflegschaften (nach § 158d 
FamFG) 
 
§ 292 Abs. 1 und 5 gelten auch für den Verfah-
rensbeistand, § 158c Abs. 3 FamFG. 
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erfolgt für die jeweils nach § 15 Absatz 1 Satz 1 des Vormünder- und 
Betreuervergütungsgesetzes maßgeblichen Zeiträume. Die Festset-
zung ist in regelmäßigen, im Voraus festzulegenden Abständen, die 
zwei Jahre nicht überschreiten dürfen, zu überprüfen. 
(3) Im Antrag sollen die persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Betroffenen dargestellt werden. § 118 Absatz 2 Satz 1 und 
2 der Zivilprozessordnung ist entsprechend anzuwenden. Steht nach 
der freien Überzeugung des Gerichts der Aufwand für die Ermittlung 
der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen 
außer Verhältnis zur Höhe des aus der Staatskasse zu begleichenden 
Anspruchs oder zur Höhe der vom Betroffenen voraussichtlich zu leis-
tenden Zahlungen, so kann das Gericht ohne weitere Prüfung den zu 
leistenden Betrag festsetzen oder von einer Festsetzung der vom Be-
troffenen zu leisten- den Zahlungen absehen. 
(4) Der Betroffen ist vor der Festsetzung einer von ihm zu leistenden 
Zahlung anzuhören. 
(5) Ist eine Festsetzung nicht beantragt, so gelten für die Zahlungen, 
die aus der Staatskasse verlangt werden können, die Vorschriften 
über das Verfahren bei der Entschädigung von Zeugen hinsichtlich 
ihrer baren Auslagen sinngemäß. 
(6) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung für Anträge nach den Absätzen 1 und 2 Formulare einzuführen. 
Soweit Formulare eingeführt sind, muss der berufliche Betreuer oder 
der Betreuungsverein diese verwenden und sie, sofern sie hierzu be-
stimmt sind, als elektronisches Dokument einreichen. Andernfalls liegt 
keine ordnungsgemäße Geltendmachung im Sinne des § 1875 Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit dem Vormün-
der- und Betreuervergütungsgesetz vor. Die Landesregierungen kön-
nen die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen. 
 

2 sowie § 120 Absatz 2 und 3 sowie § 120a Absatz 1 Satz 1 bis 3 
der Zivilprozessordnung sind entsprechend anzuwenden. Steht 
nach der freien Überzeugung des Gerichts der Aufwand zur Ermitt-
lung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Mün-
dels außer Verhältnis zur Höhe des aus der Staatskasse zu beglei-
chenden Anspruchs oder zur Höhe der voraussichtlich vom Mündel 
zu leistenden Zahlungen, kann das Gericht ohne weitere Prüfung 
den Anspruch festsetzen oder von einer Festsetzung der vom Mün-
del zu leistenden Zahlungen absehen. 
(4) Der Mündel ist zu hören, bevor nach Absatz 1 eine von ihm zu 
leistende Zahlung festgesetzt wird. Vor einer Entscheidung nach 
Absatz 3 ist der Erbe zu hören. 
 
 
 
§ 292 Zahlungen an den Betreuer 
(1) In Betreuungsverfahren gilt § 168 entsprechend. 
(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung für Anträge und Erklärungen auf Ersatz von Aufwendun-
gen und Bewilligung von Vergütung Formulare einzuführen. Soweit 
Formulare eingeführt sind, müssen sich Personen, die die Betreu-
ung im Rahmen der Berufsausübung führen, ihrer bedienen und sie 
als elektronisches Dokument einreichen, wenn dieses für die auto-
matische Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist. Andernfalls 
liegt keine ordnungsgemäße Geltendmachung im Sinne von § 1836 
Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit § 1 
des Vormünder- und Betreuungsvergütungsgesetzes vor. Die Lan-
desregierungen können die Ermächtigung nach Satz 1 durch 
Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 
 

 
  



Ho
rs

t D
ein

er
t 

 

 
 

21 

§ 292a Zahlungen an die Staatskasse 
(1) Mit der Festsetzung nach § 292 Absatz 1 legt das Gericht zugleich 
Höhe und Zeitpunkt der Zahlungen fest, die der Betroffene nach § 
1880 Absatz 2 und § 1881 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs an 
die Staatskasse zu leisten hat. Das Gericht kann Höhe und Zeitpunkt 
der zu leistenden Zahlungen gesondert festsetzen, wenn dies zweck-
mäßig ist. § 120 Absatz 2 und 3 und § 120a Absatz 1 Satz 1 bis 3 der 
Zivilprozessordnung sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Ist der Betroffene verstorben, so legt das Gericht Höhe und Zeit-
punkt der Zahlungen fest, die der Erbe nach § 1881 Satz 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs an die Staatskasse zu leisten hat. Der Erbe ist 
verpflichtet, dem Gericht die hierfür notwendigen Auskünfte zu ertei-
len, insbesondere dem Gericht auf dessen Verlangen ein Verzeichnis 
der zur Erbschaft gehörenden Gegenstände vorzulegen und an Eides 
statt zu versichern, dass er den Bestand nach bestem Wissen und 
Gewissen so vollständig angegeben habe, wie er dazu imstande ist. 
(3) Vor einer Entscheidung ist der Betroffene oder der Erbe anzuhö-
ren. 

§ 168 FamFG 
(1) … Mit der Festsetzung bestimmt das Gericht Höhe und Zeit-
punkt der Zahlungen, die der Mündel an die Staatskasse nach den 
§§ 1836c und 1836e des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu leisten hat. 
Es kann die Zahlungen gesondert festsetzen, wenn dies zweckmä-
ßig ist. … 
(3) Nach dem Tode des Mündels bestimmt das Gericht Höhe und 
Zeitpunkt der Zahlungen, die der Erbe des Mündels nach § 1836e 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs an die Staatskasse zu leisten hat. 
Der Erbe ist verpflichtet, dem Gericht über den Bestand des Nach-
lasses Auskunft zu erteilen. Er hat dem Gericht auf Verlangen ein 
Verzeichnis der zur Erbschaft gehörenden Gegenstände vorzule-
gen und an Eides statt zu versichern, dass er nach bestem Wissen 
und Gewissen den Bestand so vollständig angegeben habe, als er 
dazu imstande sei. 
(4) Der Mündel ist zu hören, bevor nach Absatz 1 eine von ihm zu 
leistende Zahlung festgesetzt wird. Vor einer Entscheidung nach 
Absatz 3 ist der Erbe zu hören. 
 

 

 
 
 
 
 
 
 


